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Gehört der Islam zum östlichen
Europa?

kus. Der Beitrag erhebt nicht den Anspruch, all-
gemein gültige Aussagen zum Verhältnis der
Mehrheitsgesellschaft zum Islam in allen östlichen
EU-Staaten zu treffen. Stattdessen soll ein Mosaik
an Herangehensweisen zu einer nuancierten Aus-
einandersetzung mit dieser komplexen und viel-
schichtigen Thematik anregen. Insbesondere hi-
storische Entwicklungen sowie innen- und außen-
politische Zusammenhänge sollen hierfür ange-
schnitten werden. Die Ergebnisse dienen der Ver-
sachlichung der nicht selten emotionalen De-
batte.

Visegrád-Staaten

Der im Februar 1991 gegründeten, bis heute
schwach institutionalisierten Visegrád-Gruppe
gehören Polen, die Slowakei, die Tschechische
Republik und Ungarn an. Nachdem die vier
Länder das Ziel eines Beitritts zu NATO und EU
erreicht hatten, nahm das Interesse an dem
Kooperationsformat schrittweise ab. Eine augen-
fällige Renaissance erlebte es erst wieder im Jahr
2015 mit der europäischen Flüchtlingskrise. Die

Überlegungen zu Geschichte, Religion und nationalstaatlicher
Identität in den östlichen EU-Ländern

Von Alexander Beribes, Leo Mausbach, Johannes Jungeblut

» Eine Reihe von EU-Ländern im Osten und Nordosten lehnten und lehnen die
Aufnahme von Flüchtlingen aus islamisch geprägten Ländern ab. Die Flüchtlings-

krise hat bislang verdeckte Konfliktlinien innerhalb der EU offenbart. Um die Position der
östlichen EU-Mitgliedsstaaten besser zu verstehen, ist der Blick auf das historisch ge-
wachsene Verständnis von nationaler Identität in der Region wichtig.

* Alexander Beribes, Leo Mausbach und Johannes Jungeblut sind Koordinatoren des Dialogforums Osteuropa-
Netzwerk der Stipendiaten und Altstipendiaten der Konrad-Adenauer-Stiftung. Der Erstabdruck des Textes wurde
in den Auslandsinformationen 2 /2018 der Konrad-Adenauer-Stiftung veröffentlicht, welche freundlicherweise die
Verwendung bei Dokumente gestattet hat. http://www.kas.de/wf/doc/kas_52918-544-1-30.pdf?180709101814 

Die EU-Osterweiterung sollte die fast ein halbes
Jahrhundert währende Spaltung Europas endgül-
tig überwinden. Doch mit den konfliktbeladenen
gegensätzlichen Auffassungen bezüglich der Ver-
teilung von Asylsuchenden kehren im Zuge der
Flüchtlingskrise Erklärungsmuster wieder, die un-
seren Kontinent im medialen Diskurs in fort-
schrittliche und tolerante „Westeuropäer“ auf der
einen sowie rückständige „Osteuropäer“ auf der
anderen Seite teilen. Abgesehen davon, dass popu-
listische und islamfeindliche Parteien auch im
Westen Europas erfolgreich sind, lohnt es sich,
den östlichen Teil der EU differenzierter zu
betrachten. Der vorliegende Beitrag soll daher
schlaglichtartig einige Erklärungsansätze aufzei-
gen, die helfen könnten, die gesellschaftlichen
und politischen Rahmenbedingungen, welche das
Verhältnis zum Islam und zu den Muslimen in
den östlichen EU-Ländern prägen, besser zu ver-
stehen. Zu diesem Zweck werden diese Staaten in
drei Ländergruppen unterteilt: die Visegrád-
Gruppe, das Baltikum und die EU-Mitglieder
Südosteuropas. Innerhalb dieser Gruppen stehen
die Länder Polen, Litauen und Bulgarien im Fo-
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vier ostmitteleuropäischen Staaten eint besonders
ihre Ablehnung eines Mehrheitsbeschlusses des
Rats der EU-Innenminister vom 22. September
2015 über die Verteilung von Flüchtlingen. Ihre
Haltung begründen die vier unter anderem damit,
dass Asylsuchende aus überwiegend muslimischen
Ländern ein Sicherheitsrisiko darstellten, vor dem
die eigenen Bürger zu schützen seien. So bezeich-
nete beispielsweise der Präsident der Tschechi-
schen Republik, Miloš Zeman, den Flüchtlings-
strom im Herbst 2015 als eine „organisierte
Invasion“ und machte in mehreren Interviews
deutlich, er halte es nicht für realistisch, muslimi-
sche Flüchtlinge integrieren zu können. Im Herbst
vergangenen Jahres unterstrich das tschechische
Staatsoberhaupt, es verzichte lieber auf EU-Sub-
ventionen, als dass er Flüchtlinge aufnehme. Fi-
desz, die Partei Viktor Orbáns, des im April 2018
wiedergewählten Regierungschefs Ungarns, plant

sogar, die Umverteilung von Flüchtlingen per EU-
Beschluss für verfassungswidrig zu erklären, solan-
ge keine ausdrückliche Zustimmung des ungari-

schen Parlamentes vorliege. Die Regierungen der
vier Visegrád-Staaten können mit der Unterstütz-
ung weiter Teile ihrer Bevölkerung für eine restrik-
tive Flüchtlingspolitik rechnen. Das hat verschie-
dene Gründe.

Politisch fühlen sich die Ostmitteleuropäer in
der EU nur eingeschränkt gleichberechtigt

Zunächst fehlt es im Alltag der Menschen an
Berührungspunkten mit Muslimen. Wichtigste
Informationsquelle sind daher die Medien, deren
Bild der islamischen Welt seit vielen Jahren zu-
meist von Terrorismus sowie Kriegen in Nord-
afrika, Nahost und Afghanistan bestimmt wird.
Nach dem EU-Beitritt 2004 wanderten viele
Ostmitteleuropäer nach Westeuropa aus und ka-
men zum ersten Mal mit Menschen muslimischen
Glaubens in Kontakt. Die hierbei rezipierten,
kontrovers geführten Debatten über Integration,
Parallelgesellschaften und islamischen Fundamen-
talismus bestärkten oft bereits bestehende Vorbe-
halte, schienen die Visegrád Staaten aber nicht un-
mittelbar zu betreffen. Dies änderte sich mit der
sich abzeichnenden Flüchtlingskrise. Noch im
September 2015 hielten sich zum Beispiel in
Polen Befürworter und Gegner der Aufnahme von
Schutzsuchenden aus Nahost und Afrika die
Waage. Mit anwachsenden Flüchtlingszahlen nahm
jedoch die Sorge vor einer Überforderung zu.
Ungarn befand sich dabei im Zentrum des
Geschehens und war später an der Schließung der
Flüchtlingsroute über den Balkan beteiligt. Das
Krisenmanagement Deutschlands wurde in den
Visegrád-Staaten – ganz im Gegensatz zum Selbst-
verständnis der bundesdeutschen Politik – oft als
rücksichtslos und irrational empfunden, da es
über Bedenken hinwegging und moralische Über-
zeugungen absolut setze. Die Flüchtlingskrise för-
derte jedoch auch tiefer liegende Differenzen zwi-
schen alten und neuen EU-Mitgliedern zutage.
Noch heute lässt die Erfahrung, dass sich hinter
den hehren Zielen der Kommunisten zumeist nur
Unwahrheit, Unrecht und Unfreiheit verbargen,
viele Bürger im ehemals kommunistischen Teil
Europas misstrauisch werden, wenn Politik als
wertegeleitet begründet wird. So schossen bereits
kurz nach der Entscheidung der deutschen Bun-
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deskanzlerin, in Budapest gestrandete Flüchtlinge
aufzunehmen, absurde Verschwörungstheorien
aus dem Boden, welche die „wahren“ Beweg-
gründe Angela Merkels zu entlarven suchten.

Zudem herrscht weiterhin nur geringes Ver-
trauen in die Leistungsfähigkeit der eigenen, rela-
tiv jungen staatlichen Institutionen. Obwohl man
sich nach harten Jahren der Transformation einen
bescheidenen Wohlstand erarbeiten und eine auf-
strebende Mittelschicht entstehen konnte, beste-
hen nach wie vor erhebliche gesellschaftliche
Unterschiede. Alles Erreichte scheint zerbrechlich. 

Zusätzlich schmerzt der bleibende Rückstand
zu Westeuropa. Statt heimischer Unternehmen
dominieren internationale Ketten und Konzerne
das Stadtbild. Politisch fühlen sich die Ostmittel-
europäer in der EU nur eingeschränkt gleichbe-
rechtigt. Angesichts der Umgehung der Transit-
länder in Ostmitteleuropa mithilfe der Nord
Stream-Erdgaspipeline und ihrer geplanten Er-
weiterung wirken deutsche Solidaritätsappelle auf
nicht wenige Polen unglaubwürdig. Unter ande-
rem aus den genannten Aspekten erwächst für die
Visegrád-Staaten die Überzeugung, nur der eige-
ne restriktive Ansatz stelle einen verantwortungs-
bewussten Umgang mit der Flüchtlingskrise dar.
Im Programm der ungarischen Visegrád-Präsi-
dentschaft 2017/2018 wurde dies klar formuliert.

Den Vorsitz 2018/2019 hat turnusmäßig die
Slowakei inne. Das einzige Euro-Mitglied der
Gruppe bemüht sich häufig um eine Vermittler-
rolle zwischen den drei übrigen Ländern und der
Europäischen Kommission. Bei einem Treffen mit
dem neuen slowakischen Premierminister Peter
Pellegrini im April äußerte sich Kommissionsprä-
sident Juncker optimistisch, dass sich die Bezie-
hungen zu den Visegrád-Staaten „mit der Über-
nahme des Vorsitzes durch die Slowakei am 1. Juli
weiter verbessern werden“. Dies könnte vor dem
Hintergrund der andauernden Verhandlungen
über eine Reform der europäischen Asyl- und
Flüchtlingspolitik noch bedeutsam werden.

Es lohnt eine nähere Betrachtung Polens, da
das Land innerhalb der Visegrád-Gruppe politisch

und wirtschaftlich eine herausragende Stellung
einnimmt. Darüber hinaus ist Polen der zweit-
größte Nachbar Deutschlands und wichtigster
Handelspartner im östlichen Europa. Das Land
hatte in der Folge der zwei Tschetschenienkriege
seit den 1990er-Jahren fast 90000 tschetscheni-
sche Flüchtlinge aufgenommen, von denen schät-
zungsweise jeder zehnte bis heute in Polen lebt.
Damals spielten Solidarität angesichts der überaus
harten russischen Kriegsführung und der Wunsch
nach Aufnahme in die westliche Staatengemein-
schaft eine Rolle. Erst das Schlaglicht der Flücht-
lingskrise löste Kontroversen über Asylbewerber
aus Tschetschenien aus. Die Angst vor Muslimen
wurde insbesondere von Politikern der Rechten
ausgenutzt und weiter geschürt. Dass die rechts-
konservative Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS)
Ende Oktober 2015 die Parlamentswahlen in
Polen gewann, lässt sich nicht nur, aber auch da-
durch erklären, dass sie sich anders als die vorher
regierende liberale Bürgerplattform (PO) strikt
gegen die Aufnahme von Flüchtlingen aussprach. 
Gemeinsame Erfahrung einer stets bedrohten
staatlichen Unabhängigkeit 

Historische Bezüge zum Islam finden sich in
der polnischen Geschichte kaum. Im 14. Jahr-
hundert siedelten sich muslimische Tataren im da-
maligen Polen-Litauen an. Dies erklärt, dass man
in Polen, Litauen und Belarus auf malerische höl-
zerne Moscheen aus dem 19. Jahrhundert stößt.
Die sogenannten Lipka-Tataren assimilierten sich
im Laufe der Jahrhunderte, weshalb sich heute
nur noch wenige Polen dieser Minderheit angehö-
rig fühlen. Einen stärkeren Einfluss auf das Bild
des Islam hat die Belagerung Wiens durch die
Türken im Jahr 1683. Ein vom polnischen König
Johann III. Sobieski geführtes christliches Einsatz-
heer schlug damals die Osmanen. Die Rettung
Wiens durch die zum Nationalsymbol geworde-
nen polnischen Flügelhusaren schuf den Mythos
Polens als antemurale christianitatis, eines „Boll-
werks der Christenheit“, sowie das Gefühl, Euro-
pa sei den Polen etwas schuldig. Das Motiv kehrt
in der Rezeption der Schlacht bei Warschau, dem
„Wunder an der Weichsel“ von 1920, wieder, als
es gelang, den Vormarsch der Roten Armee nach
Westen aufzuhalten, was nach einer besonders in

Politik



136 Dokumente/Documents 3/2018

Politik

Polen verbreiteten Lesart der Rettung Europas vor
dem Bolschewismus gleichkommt. Am präsentes-
ten ist jedoch die Erfahrung des Zweiten Welt-
kriegs, als Polens westliche Verbündete keine wirk-
same Unterstützung gegen den deutschen Angriff
boten und nach Kriegsende die Teilung des euro-
päischen Kontinents hinnahmen. Damit überlie-
ßen sie das Land de facto dem Einflussbereich der
Sowjetunion, was in Polen als Verrat empfunden
wurde.

In den Zeiten der Fremdherrschaft war es die
Kirche, die das polnische Nationalbewusstsein wie
in einem Kokon bewahrte, was den Katholizismus
zu einem Teil polnischer Identität werden ließ.
Noch immer stellt die katholische Kirche in Polen
deshalb eine nicht zu unterschätzende Autorität
dar. In der Frage, ob Polen Flüchtlinge aus musli-
mischen Ländern aufnehmen sollte, ist sie jedoch
tief gespalten. So mahnte Bischof Piotr Libera im
September 2015, die Lehre aus der polnischen
Geschichte zu ziehen: „Wenn du einmal einen
Fremden in dein Haus lässt, ein gerade erst errich-
tetes Haus, ein kleines Haus, ein schwaches Haus,
dann kannst du dir großes Unglück einhandeln“.
Polens Primas Wojciech Polak, das symbolische
Oberhaupt der polnischen Kirche, erklärte hinge-
gen mehrfach seine Unterstützung für die offene
Haltung von Papst Franziskus und stellte klar, er
werde jeden Priester suspendieren, der in seinem
Erzbistum an einer Demonstration gegen Flücht-
linge teilnehme.

Eine geschichtliche Erfahrung, die die ostmit-
teleuropäischen Länder teilen, ist die der stets be-
drohten staatlichen Unabhängigkeit. Den Ver-
wüstungen im Zweiten Weltkrieg folgte fast ein
halbes Jahrhundert sowjetischer Vorherrschaft.
Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs war mit
dem Beitritt zu NATO und EU die Hoffnung ver-
bunden, dem geopolitischen Dilemma endlich zu
entrinnen: Europa als sicherer Hafen nationaler
Souveränität, nicht als deren schrittweise Aufhe-
bung. Populisten wussten diese gewachsenen
Ängste und Stimmungen für sich zu nutzen. Der
Widerstand gegen die sogenannten Zwangsquo-
ten konnte so zum Symbol einer gefühlten
Emanzipation von westeuropäischer Bevormun-

dung werden. Dass von den Visegrád Staaten
nicht mehr als ein Zeichen der Solidarität in Form
relativ geringer Kontingente gefordert wurde,
fand hierbei keine sonderliche Beachtung.

Baltikum 

Esten, Letten und Litauer blicken allesamt auf ei-
ne wechselvolle Geschichte zurück. Fremdherr-
schaft und das daraus resultierende Unrecht be-
stimmten lange die gesellschaftlichen Verhält-
nisse. Im Jahre 1918 entstanden mit dem Ende
der russischen Zarenherrschaft und der Neukon-
struktion der politischen Grenzen nach den 1914
ausgebrochenen Kriegshandlungen neue staatli-
che Gebilde in Europa – darunter auch die balti-
schen Republiken. Im Unterschied zu Estland
und Lettland konnte Litauen sein nationales
Selbstverständnis unter anderem auf den eigen-
staatlichen Traditionslinien der mittelalterlichen
Epoche aufbauen. Dass es den politischen Eliten
vor 100 Jahren nicht gelungen ist, eine harmoni-
sche Zusammenarbeit untereinander zu etablie-
ren, erschwerte die Rahmenbedingungen für die
Entfaltung des gesellschaftspolitischen Potenzials.
Mit dem Hitler-Stalin-Pakt gelangten die Men-
schen im Baltikum erneut unter den Einfluss-
bereich von Besatzungsmächten mit ihren Zen-
tren in Moskau und Berlin, die unter anderem die
reichhaltige Kultur der damals erst ca. 20 Jahre al-
ten Republiken bedrohten und Menschen ihrer
Identität beraubten. Die millionenfachen Verbre-
chen der Nationalsozialisten veränderten auch
Nordosteuropa. Die ca. ein halbes Jahrhundert
andauernde Okkupationserfahrung durch die
Sowjetunion beeinflusst bis heute die Selbstper-
zeption der baltischen Staaten. Die Regierungen
in Estland, Lettland und Litauen folgten nach
dem Zusammenbruch der sozialistischen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung dem Prinzip
„so viel Integration in das euro-atlantische Gefüge
wie möglich!“ So sind alle drei Länder auch Teil
der Eurozone. In den Jahren seit dem Eintritt der
baltischen Staaten in die EU und NATO forder-
ten unterschiedliche Probleme die Länder heraus
– letztendlich veränderte das Jahr 2015 den
Diskussionsstil in der Unionsgemeinschaft ein-
schneidend, sodass auch fehlende Sachlichkeit
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und Diffamierungen die politischen Debatten
mitbestimmen. 

Litauens Regierung zeigt sich offen für die
Aufnahme von Flüchtlingen

Kaum bekannt ist die Tatsache, dass in der balti-
schen Region seit mehreren Jahrhunderten Mus-
lime wohnen, wobei Litauen hier besonders her-
aussticht. In dem Dorf Keturiasdešimt Totoriu
nahe Vilnius befindet sich die älteste, im Jahre
1815 errichtete Moschee. Die in Litauen lebenden
Muslime sind vor allem sogenannte Lipka-Tata-
ren, welche die nationale Identität des Landes
nicht zuletzt aufgrund ihrer geringen Anzahl in
ihrem historischen Entfaltungsprozess bis dato
nicht beeinflusst haben.

Bis zum Holocaust war Litauen zudem eines
der Zentren des Judentums im östlichen Europa.
Die Hauptstadt Vilnius trug den Beinamen „Je-
rusalem des Nordens“ . Diese deutliche Präsenz,
welche das Judentum in Litauen einst aufwies,
konnte der Islam weder hier noch in den beiden
anderen baltischen Staaten bisher erreichen.

Die Mehrheitsgesellschaft hat zudem kaum bis
gar keinen Kontakt zu Muslimen, weshalb kultu-
relle Barrieren bestehen. Die Entscheidung des

Rates der EU-Innenminister vom September
2015, Flüchtlinge auf die Mitgliedstaaten zu ver-
teilen, wurde in Litauen unterschiedlich wahrge-
nommen. Die Gesellschaft stand der in Brüssel ge-
troffenen Entscheidung eher ablehnend gegeüber.
Ministerpräsident a. D. Algirdas Butkevicius be-
tonte dennoch schon im selben Monat, Vilnius
habe Verständnis dafür, die Last auf die Schulter
der gesamten EU zu legen.

Mit dem Beginn der Flüchtlingskrise stand für
Litauen fest: Solidarität first. Die zum Teil leidvol-
le Geschichte veranlasste die postsozialistische po-
litische Elite des Landes, die moderne nationale
Identität auch unter dem Blickwinkel eines um-
fassenden multilateralen Solidaritätsbekenntnisses
zu definieren. So ist es erhellend, dass Litauens
Präsidentin Grybauskaite in ihrer Rede im Rah-
men des Besuches von Bundespräsident Stein-
meier im Sommer 2017 im Baltikum vom „Geis-
te verantwortungsvoller Solidarität“ sprach, den
Deutschland und Litauen gemeinsam behüten
würden. Zwischen den Zeilen gelesen bedeutet
das Statement, dass solidarisches Handeln letzt-
endlich auch meint, Entscheidungen zu treffen,
die in der Gesellschaft umstritten sind.

Südosteuropäische EU-Staaten

Die EU-Staaten Südosteuropas gelten auch nach
der Abriegelung der Balkanroute als Transitländer
für Flüchtlinge und Migranten auf deren Weg
nach Mittel- und Westeuropa. Als Zielländer ha-
ben sie keine nennenswerte Bedeutung erlangt.
Alle südosteuropäischen Mitgliedstaaten befinden
sich in den Transitkorridoren und sind damit stär-
ker als zahlreiche andere EU-Länder von Migra-
tionsbewegungen betroffen und dementspre-
chend auf europäische Lösungen angewiesen.
Dabei unterscheiden sich die Problemfelder von
Transit- und Zielländern fundamental. Während
in den letzteren die langfristigen gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen und politischen Folgen von
Flüchtlings- und Einwanderungsbewegungen Sor-
ge bereiten, stehen die ersteren vor anderen He-
rausforderungen. Zu nennen ist hier insbesonde-
re ein wirksames Grenzregime und im Zuge
dessen unter anderem die Bekämpfung von Kor-
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ruption – auch innerhalb der eigenen Grenz-
schutzbehörden.

Im Hinblick auf die Zusammensetzung der
Gesellschaften in den östlichen EU-Staaten nimmt
Bulgarien eine Sonderstellung ein. Stärker als in
allen anderen Ländern in der Region ist der Islam
hier historisch verwurzelt und institutionalisiert.
Insofern soll das Land im Folgenden in den Fokus
rücken. Zwar hat die Regierung Borisow der Ver-
teilung von Flüchtlingen aus Italien und Grie-
chenland 2015 zugestimmt, an einer weiteren
Umsiedlung im Rahmen des EU-Türkei-Ab-
kommens wird sich Bulgarien nach eigenen An-
gaben jedoch nicht beteiligen. Die politische Füh-
rung unternimmt Schritte, um Flüchtlinge einer-
seits bereits am Grenzübertritt zu hindern, diesen
andererseits, sollte der erste Schritt erfolglos blei-
ben, ein dauerhaftes Niederlassen zu erschweren.
So führte man 2017 beispielsweise eine Residenz-
pflicht ein. Darüber hinaus wird die Grenze zur
Türkei nicht nur durch die Grenzpolizei, sondern
auch durch das Militär bewacht. Die Forcierung
gemeinsamer Lösungen für den Schutz der äuße-
ren Grenzen des europäischen Staatenverbundes
prägte von Beginn an die bulgarische EU-Rats-
präsidentschaft in der ersten Hälfte des Jahres
2018, die gleichfalls das Debüt eines südosteuro-
päischen Staates an der Spitze des Ministerrates
darstellt. Bulgarien weist mit einem Bevölke-
rungsanteil von ca. 15 Prozent den höchsten An-
teil an Muslimen aller EU-Staaten auf – die Zahlen
muslimischer Flüchtlinge sind im Vergleich dazu
verschwindend gering. Die bulgarische Mehr-
heitsbevölkerung steht der muslimischen Minder-
heit im eigenen Land keineswegs ablehnend ge-
genüber. Allerdings werden äußere Einflüsse auf
den bulgarischen Islam von Gesellschaft wie Me-
dien als gefährlich angesehen. Der oberste Mufti
Bulgariens, Dr. Mustafa Hadschi, arbeitet strikt
darauf hin, externe Einflüsse zurückzudrängen.
Im arabischen Ausland ausgebildete Imame müs-
sen sich an den Bekenntnissen der bulgarischen
Muslime orientieren. Das Büro des obersten Muf-
ti bemüht sich folglich darum, einen Islam bulga-
rischer Prägung zu bewahren, wobei das Selbst-
verständnis von deren Vertretern nicht zuletzt
durch eine Teilnahme am politischen Willensbil-

dungsprozess gestärkt werden kann. Dies wird un-
ter anderem am Beispiel der „Bewegung für Rech-
te und Freiheiten“ deutlich – de facto vor allem ei-
ne Partei der muslimischen Minderheit. Sie war
bereits von 2001 bis 2009 über zwei volle Legislatur-
perioden (Kabinett Sakskoburggotski und Kabi-
nett Stanischew) und wieder von 2013 bis 2014
(Kabinett Orescharski) an der Regierung beteiligt.

Erste muslimische Siedler können bereits auf
das 11. Jahrhundert zurückdatiert werden. Nach
der Eroberung durch das Osmanische Reich 1392
blieb das Gebiet fünf Jahrhunderte unter musli-
mischer Herrschaft – wenngleich die Christen ih-
re kulturelle und religiöse Identität auch über ei-
nen derart langen Zeitraum bewahren konnten.
Muslime auf dem Gebiet des heutigen Bulgarien
übernahmen ihrerseits regionale Sitten und Ge-
bräuche. Stellenweise teilen sich Christen und
Muslime noch heute dieselben Wallfahrtsstätten.
Die uneingeschränkte Herrschaft der Osmanen
fand ihr Ende mit dem RussischTürkischen Krieg
1877/1878 und dem Berliner Kongress 1878. Das
Fürstentum Bulgarien wurde aus dem Osmani-
schen Reich herausgelöst und erlangte – wenn
nicht de jure, so doch de facto – seine Unabhän-
gigkeit. Infolge des Niedergangs des Osmanischen
Reiches und des verlorenen Ersten Balkankriegs
konnte das Fürstentum Bulgarien seine Territori-
en nochmals erweitern. Es kam zu Zwangsbekeh-
rungen muslimischer Bevölkerungsteile, die die
Mehrheitsverhältnisse radikal verändern sollten.

Wie auch die bulgarisch-orthodoxe Kirche lit-
ten die Muslime während der marxistisch-lenini-
stischen Herrschaft unter Einschränkungen ihrer
religiösen Freiheit, die ihren Höhepunkt nach
1984 erfahren sollten. Muslime mussten bulgari-
sche Namen annehmen sowie muslimische Sitten
und Gebräuche ablegen. Hunderttausende von
ihnen verließen in diesen Jahren das Land und
emigrierten in die Türkei. Das Ende der soziali-
stischen Herrschaft besiegelte auch das Ende der
Assimilierungspolitik. Ein weiteres starkes Zei-
chen setzte das bulgarische Parlament 2012, in-
dem es eben diese Politik ohne Gegenstimmen
verurteilte. Anders als in den Ländern des West-
balkans kam es auch in der Umbruchphase und



139Dokumente/Documents 3/2018

Politik

Instabilität der 1990er-Jahre zu keinen religiös
oder ethnisch motivierten Konflikten. Heute sind
nahezu alle Muslime Bulgariens auch bulgarische
Staatsbürger. Einstellungen der Muslime zeigen
deutlich deren säkulare Prägung. So spielt die
Religion im Leben der meisten Muslime keine
herausragende Rolle und mehr als 70 Prozent von
ihnen sprechen sich für eine pluralistische Gesell-
schaft aus. Zeitgleich lag die Zustimmungsrate
unter den befragten Christen bei weniger als 50
Prozent. Islamistische Tendenzen konnten bisher
fast ausschließlich unter einer kleinen Gruppe
muslimischer Roma beobachtet werden. Insoweit
hatte das parteiübergreifend unterstützte Verbot
von Vollverschleierungen im Jahr 2016 Symbol-
wert. Während somit der einheimische, historisch
gewachsene und institutionalisierte Islam als Teil
Bulgariens verstanden wird, herrscht dennoch
Sorge gegenüber radikalen Einflüssen von außen.
Auch wenn aus Bulgarien islamfeindliche Über-
griffe gemeldet werden und Parteien desrechten
Randes versuchen, Angst vor Radikalisierung und
Terrorismus für ihre Agenda zu vereinnahmen,
kann daraus nicht auf eine allgemeine Ablehnung
des Islams oder mehrheitlich muslimischer
Staaten geschlossen werden. Beispielhaft sei dar-
auf hingewiesen, dass in der Vergangenheit die
Zustimmungsraten zu einem EU-Beitritt der
Türkei in Bulgarien deutlich höher lagen als in
Deutschland oder Frankreich. Die Politik der
Zentralregierung in den Vorjahren war von Ver-
ständigung und Dialog geprägt. Dass es nicht zu
einer Trennung der Gesellschaft in Christen und
Muslime kommen dürfe, bildete das zentrale
Leitmotiv des Treffens zwischen Borisow und dem
obersten Mufti 2015.

Fazit

Die unterschiedlichen Reaktionen der nordosteu-
ropäischen, ostmitteleuropäischen und südosteu-
ropäischen Staaten auf die Flüchtlingsproblema-
tik offenbaren letztendlich die Heterogenität des
östlichen Teiles der EU. Dieser Umstand ist unter
anderem auf unterschiedliche Zusammensetzun-
gen der einzelnen Gesellschaften, voneinander ab-
weichende innen- und außenpolitische Umstän-
de, verschiedene historische (Okkupations-) Erfah-

rungen sowie die Uneinigkeit darüber, welche Prin-
zipien die EU im Kern ausmachen, zurückzuführen.

Die Flüchtlingskrise hat in der gesamten EU
unsichtbare gesellschaftliche Konfliktlinien offen-
gelegt. Man darf hierbei nicht den Fehler begehen,
einfache Erklärungen zu suchen. Stattdessen soll-
te das Gesamtbild betrachtet werden, um auch auf
den ersten Blick möglicherweise nicht ersichtliche
Zusammenhänge zu erkennen. Denn: Im Kern
geht es nicht nur um Flüchtlinge. Herausforde-
rungen, die in den ersten nahezu drei Jahrzehnten
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs nur äußerst
zögerlich in Angriff genommen wurden, stehen
nun im Zentrum der Aufmerksamkeit. Die in
Deutschland mit der Flüchtlingskrise ausgelösten
gesellschaftlichen Diskussionen können zu einem
besseren Verständnis und zu stärkerer Empathie
für unsere östlichen Nachbarländer führen. Dabei
gilt es, sich weitaus stärker als bisher bewusst zu
machen, welch besonderen Erfahrungsschatz und
einzigartiges Potenzial die eigenen (ost-)deutschen
Transformationsgeschichten darstellen. Kein an-
deres westeuropäisches Land kann auf vergleich-
bare Weise eine Vermittlerrolle zwischen alten und
neuen EU-Mitgliedern einnehmen. Entsprechend
liegt es besonders an Deutschland, sich als ratio-
nale Stimme in der durchaus emotionalen Debat-
te zu positionieren und nach Gemeinsamkeiten
mit den östlichen EU-Staaten zu suchen.
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